
 

 

 

Bericht des Vorstands gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu 

Punkt 6 der Tagesordnung der ordentlichen Hauptversammlung der HumanOp-

tics AG (nachfolgend auch die "Gesellschaft") am Mittwoch, dem 12. Februar 

2020, um 10.00 Uhr (MEZ), im Novotel Erlangen, Hofmannstraße 34, 91052 Erlan-

gen (nachfolgend auch die "ordentliche Hauptversammlung") 

Der Vorstand erstattet hiermit nachstehend den schriftlichen Bericht gemäß §§ 203 

Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG, weshalb er ermächtigt werden möchte, über 

den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre nach Tagesordnungspunkt 6 lit. b) 

und lit. c) der ordentlichen Hauptversammlung entscheiden zu können: 

Die Hauptversammlung vom 16. Dezember 2016 hat den Vorstand ermächtigt, in der 

Zeit bis zum 15. Dezember 2021 das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats einmalig oder mehrfach um bis zu insgesamt EUR 1.545.000,00 

durch Ausgabe von bis zu 1.545.000 neuen Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlage 

zu erhöhen (Genehmigtes Kapital I). Von der bisher bestehenden Ermächtigung wurde 

Gebrauch gemacht im Rahmen (i) einer Sachkapitalerhöhung, die am 14. März 2019 

in das Handelsregister eingetragen wurde, in Höhe von EUR 50.000,00, sowie (ii) einer 

Barkapitalerhöhung, die am 28. August 2019 in das Handelsregister eingetragen 

wurde, in Höhe von EUR 100.000,00. Folglich besteht gemäß § 7 Abs. 2 der Satzung 

das Genehmigte Kapital I aktuell lediglich noch in Höhe von EUR 1.395.000,00. Dieser 

Betrag schöpft das zulässige Gesamtvolumen von 50 % des Grundkapitals nicht aus. 

Deshalb erscheint es sinnvoll, den Vorstand bereits zum jetzigen Zeitpunkt erneut zu 

ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital durch die Ausgabe 

neuer Aktien in Höhe des neu zu schaffenden Genehmigten Kapitals 2020/I zu erhö-

hen.  

Grundsätzlich sind im Falle der Ausnutzung eines genehmigten Kapitals die neuen 

Aktien an die Aktionäre auszugeben. Dieses Bezugsrecht kann nur aufgrund einer ent-

sprechenden Ermächtigung durch die Hauptversammlung ausgeschlossen werden. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung berechtigt den Vorstand, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre bei Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 

2020/I für Spitzenbeträge, bei Sacheinlagen insbesondere zum Zwecke des Erwerbs 

von Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder 

sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermö-

gensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft sowie dann, 



   

 

wenn die neuen Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den Bör-

senpreis nicht wesentlich unterschreitet und der Bezugsrechtsausschluss nur neue 

Aktien erfasst, deren rechnerischer Wert 10 % des Grundkapitals im Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens des Genehmigten Kapitals 2020/I oder – falls dieses geringer ist – 

des bei Beschlussfassung über die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2020/I vor-

handenen Grundkapitals nicht übersteigt, auszuschließen. Für die Frage des Ausnut-

zens der 10-%-Grenze ist dabei der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer 

Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen. 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, 

dass im Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein praktikables Be-

zugsverhältnis dargestellt werden kann. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hin-

sichtlich des Spitzenbetrages würden insbesondere bei der Kapitalerhöhung um runde 

Beträge die technische Durchführung der Kapitalerhöhung und die Ausübung des Be-

zugsrechts erheblich erschwert, da Aktionären aufgrund des Bezugsverhältnisses 

Bruchteile von Aktien gewährt werden müssten. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht 

der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder durch Verkauf über 

die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. 

Die Ermächtigung sieht weiter vor, dass bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage 

das Bezugsrecht ausgeschlossen werden kann. Dieser Ausschluss dient insbeson-

dere dem Zweck, den Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Betei-

ligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen 

auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die 

Gesellschaft gegen Gewährung von neuen Aktien zu ermöglichen. Führt der Unter-

nehmens- bzw. Beteiligungserwerb im Wege der Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage 

bei dem Verkäufer zu Steuerersparnissen oder ist der Verkäufer aus sonstigen Grün-

den eher an dem Erwerb von Aktien an der Gesellschaft als an einer Geldzahlung 

interessiert, stärkt die hier vorgesehene Möglichkeit die Verhandlungsposition der Ge-

sellschaft. Im Einzelfall kann es auch aufgrund einer besonderen Interessenlage der 

Gesellschaft geboten sein, dem Verkäufer neue Aktien als Gegenleistung für eine Un-

ternehmensbeteiligung anzubieten.  

Durch das Genehmigte Kapital 2020/I kann die Gesellschaft bei sich bietenden Gele-

genheiten schnell und flexibel reagieren, um in geeigneten Einzelfällen Unternehmen, 

Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige Vermögensge-

genstände oder Ansprüche auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließ-

lich Forderungen gegen die Gesellschaft gegen Ausgabe neuer Aktien zu erwerben. 

Die vorgeschlagene Ermächtigung ermöglicht dadurch im Einzelfall eine optimale,       

liquiditätsschonende Finanzierung des Erwerbs gegen Ausgabe neuer Aktien mit einer 



   

 

Stärkung der Eigenkapitalbasis der HumanOptics AG. Die Verwaltung will die Möglich-

keit der Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage gegen Ausnutzung des Bezugsrechts-

ausschlusses aus dem Genehmigten Kapital 2020/I in jedem Fall nur dann nutzen, 

wenn der Erwerb der neuen Aktien und der Erwerb der Gegenleistung, des zu erwer-

benden Unternehmens, Unternehmensteils oder der zu erwerbenden Beteiligung oder 

des zu erwerbenden sonstigen Vermögensgegenstandes in einem angemessenen 

Verhältnis stehen. Dabei soll der Ausgabepreis der zu begebenden neuen Aktien 

grundsätzlich am Börsenkurs ausgerichtet werden. Ein wirtschaftlicher Nachteil für die 

vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre wird somit vermieden. Bei Abwägung 

aller dieser Umstände ist die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss in den um-

schriebenen Grenzen erforderlich, geeignet, angemessen und im Interesse der Ge-

sellschaft geboten. Eine Ausnutzung des neuen Genehmigten Kapitals 2020/I ist zum 

jetzigen Zeitpunkt nicht konkret geplant. 

Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht unter Beachtung der Anforderungen des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus-

zuschließen. Diese Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses versetzt die Gesell-

schaft in die Lage, kurzfristig günstige Börsensituationen auszunutzen und dabei durch 

die marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Kaufpreis pro Aktie und damit 

einen größtmöglichen Verkaufserlös zu erzielen. Die Nutzung dieser Möglichkeit für 

neue Aktien erweitert die Wege für eine Kapitalstärkung und liegt somit im wohlver-

standenen Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre. Die Ermächtigung stellt         

sicher, dass unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gestützt auf § 186 Abs. 

3 Satz 4 AktG nicht mehr als 10 % des Grundkapitals ausgegeben werden kann. Es 

kommt zwar dadurch zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des 

relativen Stimmrechtsanteils bei den vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionären. 

Aktionäre, die ihre relative Beteiligungsquote und ihren relativen Stimmrechtsanteil er-

halten möchten, haben aber insbesondere die Möglichkeit, die hierfür erforderliche Ak-

tienzahl über die Börse zu erwerben. Die Verwaltung wird den etwaigen Abschlag vom 

Börsenpreis entsprechend den gesetzlichen Vorgaben möglichst geringhalten. Er wird 

sich voraussichtlich auf höchstens 3 %, jedenfalls aber nicht mehr als 5 % beschrän-

ken. 

 

 
 
Erlangen im Dezember 2019 
 

HumanOptics AG 
 

Der Vorstand 


